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der Fraktion der AfD 
 
 
Beschleunigung ohne Kontrollverlust: Novelle der Landesbauordnung mit handlungs-
fähigen Bauaufsichten, Rechtssicherheit und systematischer Erfolgskontrolle verknüp-
fen 
 
 
zu dem „Drittes Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen“ 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 18/17474 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bauen, Wohnen und Digitalisierung  
Drucksache 18/19457 
 
 
 
 

I. Ausgangslage 
 
Nordrhein-Westfalen steht angesichts anhaltender Wohnungsnot, dauerhaft hoher und zuletzt 
wieder deutlich gestiegener Bau- und Finanzierungskosten sowie einer rückläufigen Bautätig-
keit unter erheblichem Druck, Planungs- und Baugenehmigungsverfahren zu beschleunigen 
und überflüssige Bürokratie abzubauen. In den letzten Jahren haben sich die Genehmigungs-
zeiten im Regelverfahren in den großen nordrhein-westfälischen Städten auf bis zu zwei Jahre 
ausgedehnt. Das hat unmittelbar kostentreibende Wirkungen: Allein der Zinsdienst auf die 
Grundstückskosten verursacht bei einem Grundstücksanteil von 120.000 Euro je Wohneinheit 
und einer Genehmigungszeit von einem Jahr Mehrkosten von rund 6.000 Euro. Hinzu kommen 
die Baukostensteigerungen infolge der anhaltenden Baupreisinflation. Der Vertreter des BFW 
Landesverbands Nordrhein-Westfalen hat dies in der Sachverständigenanhörung vom 14. Ap-
ril 2026 anschaulich belegt: Für vergleichbare Vorhaben im niedersächsischen Umland Han-
novers, wo eine Genehmigungsfiktion gilt, lagen die Genehmigungszeiten bei einer Woche 
bzw. bei vier Wochen. Für denselben Haustyp ist in Köln ein Jahr Bearbeitungszeit einzukal-
kulieren. 
 
Mit dem „Dritten Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018 und weiterer Vorschriften 
im Land Nordrhein-Westfalen" (Drs. 18/17474) verfolgt die Landesregierung das Ziel, insbe-
sondere das Bauen im Bestand zu erleichtern, Verfahren zu straffen und technische Anforde-
rungen stärker auf den Kern der Gefahrenabwehr zu konzentrieren. Diese Zielrichtung findet 
in Fachwelt und Verbänden breite Unterstützung. Architektenkammer und Ingenieurkammer-
Bau, Wohnungswirtschaft, Bauindustrie und Handwerk haben die zentralen Reformelemente, 
die Konzentration bauordnungsrechtlicher Anforderungen auf die Technischen Baubestim-
mungen (VV TB), die Einführung der Umbauordnung („Oldtimerregelung"), die 
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Genehmigungsfiktion und die Ausweitung der Genehmigungsfreistellung, im Grundsatz aus-
drücklich begrüßt. 
 
Die Sachverständigenanhörung hat aber auch erhebliche Regelungsdefizite und mögliche 
Vollzugsdefizite im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf sichtbar gemacht, die ohne Nach-
steuerung durch den Landtag dazu führen könnten, dass die angestrebte Beschleunigung aus-
bleibt oder zu Lasten von Rechtssicherheit, Nachbarschaftsschutz und kommunaler Hand-
lungsfähigkeit geht. 
 
Die Einführung einer Genehmigungsfiktion nach § 74 BauO NRW ist das am intensivsten dis-
kutierte Element des Gesetzentwurfs. Legt der Bauherr vollständige Unterlagen vor und be-
scheidet die Bauaufsichtsbehörde den Antrag nicht innerhalb der gesetzlichen Frist, gilt die 
Genehmigung als erteilt. Die Wohnungs- und Bauwirtschaft sieht darin ein zentrales Instru-
ment zur Überwindung überlanger Bearbeitungszeiten. Der Vertreter des Bauindustriever-
bands NRW hat es in der Anhörung auf den Punkt gebracht: In NRW habe ein öffentliches 
Monitoring der tatsächlichen Bearbeitungszeiten keine Mehrheit in der Baukostensenkungs-
kommission gefunden. Wer keine Transparenz über behördliches Versagen wolle, müsse ak-
zeptieren, dass die Fiktion als Druckmittel eingeführt werde1. 
 
Gleichwohl haben kommunale Spitzenverbände, der Arbeitskreis der Bauaufsichtsbehörden 
NRW und der Deutsche Mieterbund grundlegende Einwände gegen die im Entwurf vorgese-
hene Ausgestaltung erhoben. Kern dieser Kritik ist, dass die Genehmigungsfiktion keinen Be-
standsschutz begründet: Sind bei einem fiktiv genehmigten Vorhaben materiell-rechtliche An-
forderungen, wie etwa Abstandsflächen nach § 6 BauO NRW, nicht eingehalten, stehen dem 
Nachbarn Abwehrrechte zu, und die Bauaufsicht ist verpflichtet, repressiv tätig zu werden. 
Statt Schleifen im präventiven Verfahren entstehen so Schleifen in nachgelagerten Ordnungs- 
und Gerichtsverfahren mit möglicherweise noch höherem Aufwand für Behörden, Bauherren 
und Nachbarn. Die Vertreterin des Arbeitskreises der Bauaufsichtsbehörden NRW hat über-
dies darauf hingewiesen, dass unter dem Druck kurzer Fiktionsfristen Baubehörden dazu ver-
leitet werden könnten, erkannte materielle Mängel vorschnell durch Ablehnung zu sanktionie-
ren, statt im kooperativen Dialog mit dem Bauherrn eine Lösung herbeizuführen. Genauso 
wenig tragbar wäre umgekehrt Inaktivität nach ausgebliebenen oder lediglich kursorisch vor-
genommenen Prüfungen.2 
 
Darüber hinaus besteht aus Sicht der Wohnungswirtschaft eine praktische Notwendigkeit, die 
Genehmigungsfiktion optional auszugestalten: Finanzierer und Fördergeber verlangen regel-
mäßig eine ausdrückliche Baugenehmigung als Voraussetzung für die Freigabe von Darlehen 
oder Fördermitteln. Der Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland Westfa-
len hat in der Anhörung betont, dass ein zwingender Anspruch auf förmliche Bescheidung des 
Bauantrags im Gesetz verankert werden muss, damit die Fiktion nicht zum Hindernis für die 
Finanzierung von Wohnbauprojekten wird. 
 
Die Genehmigungsfiktion ist eine experimentelle, aus der Not geborene Gesetzgebung, mit 
der sich der Staat selbst einen Handlungszwang auferlegt, ohne dass die Folgen im Einzelnen 
abgeschätzt werden könnten. Solche Maßnahmen sind nur bei schweren Ungleichgewichten 
in den betroffenen Segmenten des Immobilienmarktes zu rechtfertigen. Eine derartige Markt-
lage ist an den Wohnungsmärkten zumindest teilräumlich gegeben. 
 

 
1 Vgl. Landtag Nordrhein-Westfalen, Apr 18/1188, 60. Sitzung des Ausschusses für Bauen, Wohnen 
und Digitalisierung vom 14.04.2026, S. 16. 
2 Vgl. ebd., S. 19. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20524 

 
 

3 

Die Umbauordnung (§ 59 BauO NRW-E) und die Konzentration bauordnungsrechtlicher An-
forderungen auf die technischen Baubestimmungen (§ 3 BauO NRW-E) sind die materiell weit-
reichendsten Reformelemente des Gesetzentwurfs. Das Bauordnungsrecht soll auf die Gefah-
renabwehr konzentriert und auf Komfortnormen verzichtet werden. Architekten- und Ingeni-
eurkammer haben dies in der Anhörung ausdrücklich als richtig bezeichnet, weil das bisherige 
Nebeneinander von technischen Baubestimmungen und sonstigen „anerkannten Regeln der 
Technik" zu einem kostenintensiven Normenwildwuchs geführt habe: Wer ein Dachgeschoss 
ausbauen will, musste bisher für die neue Wohneinheit den Nachweis erbringen, sämtliche 
Schallschutz- und Aufzugsnormen auf aktuellem Niveau zu erfüllen. 
 
Der Nutzen dieser Reformelemente steht und fällt jedoch mit der bundesrechtlichen Flankie-
rung, die zum Zeitpunkt der Beratung des Gesetzentwurfs noch aussteht. Das öffentliche Bau-
recht Nordrhein-Westfalens kann festlegen, was bauaufsichtlich gebilligt wird. Der Landtag 
kann aber nicht das Zivilrecht ändern, das bestimmt, was vertraglich als mangelfrei gilt. So-
lange im Werkvertragsrecht weiterhin gilt, dass Abweichungen von den anerkannten Regeln 
der Technik einen Baumangel begründen können, trägt jeder Planer und jeder Bauunterneh-
mer, der die Erleichterungen der Umbauordnung nutzt, erhebliche Haftungsrisiken. Architek-
tenkammer, Ingenieurkammer, Wohnungswirtschaft und Handwerk haben in der Anhörung 
übereinstimmend erklärt, dass ohne die zivilrechtliche Absicherung durch den Gebäudetyp E 
im BGB sowie ohne Anpassungen der TA Lärm die ordnungsrechtlich gewollten Erleichterun-
gen in der Praxis weitgehend wirkungslos bleiben werden: „Es ist zwar schön, wenn wir hier 
ordnungsrechtlich keine Schwierigkeiten haben, es muss jedoch auch das Problem gelöst wer-
den, dass wir quasi durch die Hintertür, nämlich zivilrechtlich, wieder damit konfrontiert werden 
könnten".3 Gleichzeitig ist davor gewarnt worden, dass der Normenabbau auf Landesebene 
durch eine Ausweitung der Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (VV TB) kon-
terkariert wird: Architektenkammer und Ingenieurkammer haben ausdrücklich gefordert, dass 
die VV TB strikt auf Sicherheits- und Gefahrenabwehranforderungen beschränkt bleibt und 
nicht zur Hintertür für die Wiedereinführung von Komfortnormen wird. 
 
Die Einführung weiterer Deregulierungsinstrumente, ohne gleichzeitig für eine ausreichende 
personelle und finanzielle Ausstattung der Bauaufsichten zu sorgen, birgt die Gefahr, dass 
behördliche Untätigkeit faktisch zur Genehmigungsgrundlage wird. Alle Beschleunigungsin-
strumente des Gesetzentwurfs, also Genehmigungsfiktion, erweiterte Genehmigungsfreistel-
lung und Umbauordnung, setzen voraus, dass die kommunalen Bauaufsichtsbehörden in der 
Lage sind, ihre Prüfaufgaben auch bei einer deutlich erhöhten Anzahl von Bauanträgen zeit- 
und sachgerecht zu erfüllen. Tatsächlich sind die Bauaufsichten in Nordrhein-Westfalen aber 
bereits heute nicht überall ausreichend besetzt. Dafür sprechen die vom Bauindustrieverband 
NRW in den großen Städten erhobenen Genehmigungszeiten von ein bis zwei Jahren. Außer-
dem stehen die kommunalen Bauverwaltungen bereits durch die Einführung des sogenannten 
„Bauturbo“ erheblich unter Druck. Die „Beschleunigungsinstrumente“ laufen somit Gefahr, das 
Problem in den repressiven Vollzug sowie in Rechtsstreitigkeiten und Gerichtsverfahren zu 
verschieben – mit der möglichen Folge eines dauerhaften Vertrauensverlustes in die rechts-
staatliche Baugenehmigungspraxis. 
 
Angesichts der erheblichen Eingriffe in die Systematik des präventiven Bauordnungsrechts 
wäre eine gesetzlich verankerte Erfolgskontrolle angemessen. Mit einer belastbaren Evalua-
tion, die tatsächliche Genehmigungszeiten, Rechtskonflikte, Auswirkungen auf die Bautätigkeit 
und den Mehraufwand der Bauaufsichten umfasst, kann die Grundlage dafür geschaffen wer-
den, die neuen Instrumente nachzuschärfen oder sie auch erforderlichenfalls zurückzuneh-
men. 
 

 
3 Vgl. ebd., S. 15. 
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II. Der Landtag stellt fest: 
 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Änderung der Landesbauordnung will die Landesre-
gierung das Bauen im Bestand erleichtern, Verfahren beschleunigen und Baukosten senken. 
Diese Ziele werden fraktionsübergreifend grundsätzlich geteilt. 
 
Der Gesetzentwurf überträgt durch die Ausweitung von Genehmigungsfreistellungen, die Ein-
führung einer Genehmigungsfiktion und die Erweiterung von Ermessensspielräumen erhebli-
che zusätzliche Verantwortung auf die kommunalen Bauaufsichtsbehörden, ohne dass die 
Landesregierung bislang dargelegt hat, ob und wie diese die damit verbundenen zusätzlichen 
Aufgaben personell und finanziell bewältigen können. 
 
Unterbesetzte und unterfinanzierte Bauaufsichtsbehörden können die Aufgaben der Prüfung, 
der Kontrolle und erforderlichenfalls des rechtzeitigen Einschreitens nicht ordnungsgemäß 
wahrnehmen. In diesem Fall droht, dass die Beschleunigungsinstrumente nicht zu schnelleren 
Verfahren, sondern zu unkontrollierten Zuständen, vermehrten Nachbarschaftskonflikten, 
Rechtsunsicherheit und damit letztlich zu einer Beschädigung des Vertrauens der Bürger in 
eine rechtsstaatliche Baugenehmigungspraxis führen. 
 
Die im Gesetzentwurf vorgesehene Genehmigungsfiktion birgt das Risiko, dass Bauvorhaben 
ohne hinreichende inhaltliche Prüfung faktisch genehmigt werden. Dies gefährdet Sicherheits-
standards, Nachbarschaftsrechte und öffentliche Schutzgüter und kann anstelle der erhofften 
Beschleunigung eine Vielzahl aufwendiger Folge- und Korrekturverfahren auslösen. Es muss 
sichergestellt sein, dass jeder Bauantrag vor Eintritt der Fiktion tatsächlich vollständig inhaltlich 
geprüft wurde. 
 
Der Anwendungsbereich der Genehmigungsfiktion ist auf den Wohnungsbau zu beschränken, 
weil nur dort ein vorrangiger Handlungsbedarf eine Inkaufnahme der mit der Fiktion verbunde-
nen Risiken rechtfertigen kann. Dagegen ist für Vorhaben mit erhöhtem Gefährdungspoten-
zial, etwa bei erhöhten Brandschutzanforderungen, ein ausdrücklicher Ausschluss geboten. 
Zudem muss die Möglichkeit, einen förmlichen Genehmigungsbescheid zu erhalten, für Bau-
herren uneingeschränkt erhalten bleiben, da Banken, Fördergeber und Versicherungen diesen 
regelmäßig als Voraussetzung für ihre Leistungen verlangen. 
 
Die bauordnungsrechtlichen Erleichterungen der Umbauordnung können nur dann ihre Wir-
kung entfalten, wenn das Bundesrecht sie, insbesondere im Zivilrecht und im technischen Re-
gelwerk, mit entsprechenden Anpassungen flankiert. Ohne eine solche Bundesflankierung 
sind Planer und Investoren mit erheblichen Haftungsrisiken konfrontiert und sie werden daher 
die neuen Spielräume der Umbauordnung nicht ausschöpfen können. 
 
Der Landtag sieht es als seine Aufgabe an, den mit dem Gesetzentwurf eingeleiteten Reform-
prozess parlamentarisch zu begleiten und sicherzustellen, dass die weitere Deregulierung des 
öffentlichen Baurechts auf einer tragfähigen Grundlage erfolgt und die Wirksamkeit der einzel-
nen Schritte überprüfbar bleibt. Eine Verfahrensbeschleunigung ohne ausreichende Verwal-
tungskapazitäten, ohne eine rechtssichere Ausgestaltung der neuen Instrumente und ohne 
eine systematische Erfolgskontrolle wäre ein Versuchsballon auf Kosten der Kommunen und 
der Rechtssicherheit im Bauwesen. 
 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf,  
 

• dem Landtag schnellstmöglich ein verbindliches Konzept zur personellen und finanziel-
len Ertüchtigung der kommunalen Bauaufsichtsbehörden vorzulegen, das den aufgrund 
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von Genehmigungsfreistellungen, Genehmigungsfiktion und Umbauordnung entstehen-
den Mehrbedarf an Fachpersonal, die erforderlichen Qualifizierungsmaßnahmen sowie 
den entsprechenden Finanzmittelbedarf konkret benennt; 

• drei Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes einen Evaluationsbericht vorzulegen, der 
Auskunft gibt über die tatsächlich erreichte Beschleunigung von Genehmigungsverfah-
ren, die Zahl und den Ausgang von Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit Geneh-
migungsfiktion und Genehmigungsfreistellung, die nachweislich neu geschaffenen 
Wohneinheiten im Bestand sowie den Mehraufwand für die kommunalen Bauaufsichts-
behörden, und dem Landtag erforderlichenfalls Nachbesserungsvorschläge zu unter-
breiten; 

• die Regelungen zur Genehmigungsfiktion so zu präzisieren, dass die Fiktion erst nach 
vollständiger formaler und inhaltlicher Prüfung des Bauantrags durch die Behörde ein-
treten kann, sie auf Vorhaben des Wohnungsbaus zu beschränken, ihre Anwendung auf 
Vorhaben im Außenbereich und auf Vorhaben mit erhöhten Brandschutzanforderungen 
ausdrücklich auszuschließen sowie die Möglichkeit, auf Antrag des Bauherrn einen förm-
lichen Bescheid zu erhalten, zweifelsfrei im Gesetz zu verankern; 

• sich gegenüber der Bundesregierung und im Bundesrat dafür einzusetzen, dass die bau-
ordnungsrechtlichen Erleichterungen der Umbauordnung durch eine zügige zivilrechtli-
che Umsetzung des Gebäudetyps E, durch klare Regelungen zur Haftung beim Abwei-
chen von anerkannten Regeln der Technik sowie durch Anpassungen der TA Lärm flan-
kiert werden, und dem Landtag hierüber Bericht zu erstatten. 

 
 
 
 
Carlo Clemens 
Dr. Martin Vincentz 
Christian Loose 
 
und Fraktion 

 
 


